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			Guzmán trifft Scholz

			Gespräch am Rande des Treffens der G20-Finanzminister
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			Argentiniens Wirtschaftsminister Martín Guzmán (2.v.l.) und Olaf Scholz (2.v.r.). (Foto: Ministerio Economía AR/dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - Während seine Parteifreunde im fernen Berlin gerade damit beschäftigt sind, eine Regierungskoalition mit Grünen und Liberalen einzufädeln, war der sozialdemokratische Kanzleranwärter Olaf Scholz in dieser Woche noch einmal in seiner Funktion als Finanzminister auf Reisen. Beim G20-Treffen der Finanzminister und Zentralbankdirektoren, das am Mittwoch im Rahmen der Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds (IWF) in Washington stattfand, kam es auch zu einem Gespräch mit Argentiniens Wirtschaftsminister Martín Guzmán. Beide Politiker waren sich bereits beim G20-Gipfel im vorigen Juli in Venedig begegnet. 

			Der argentinischen Seite ging es bei der aktuellen Unterredung vor allem um Unterstützung bei ihrem Bemühen, eine Umschuldung für die finanziellen Verbindlichkeiten zu erreichen, die das Land quälen. Die deutsche Regierung will ihrerseits deutsche Unternehmen unterstützen, die in Argentinien investieren. Scholz und Guzmán tauschten sich des Weiteren über die „internationale Finanzarchitektur“ aus, wie es in einer knapp gehaltenen Pressemitteilung des argentinischen Wirtschaftsministeriums hieß.
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			Dass es überhaupt zu dem neuerlichen Gespräch kam, ist indes bemerkenswert. Denn Scholz, für den es bei den derzeit laufenden Sondierungen in Berlin um das Kanzleramt geht, hatte aus Zeitgründen seine Agenda in der US-amerikanischen Hauptstadt auf ein absolutes Minimum heruntergefahren. 

			Dass Scholz überhaupt den Kurztrip in die USA unternahm, lag daran, dass es um ein Lieblingsprojekt des Sozialdemokraten ging: Die weltweite Reform der Unternehmensbesteuerung, die Steueroasen austrocknen und dafür sorgen soll, dass Digitalriesen wie Amazon und Google auch in Deutschland mehr Steuern zahlen. Nun stellten sich die Finanzminister der G20 hinter die Pläne, auf die sich zuvor 136 Länder auf Ebene der OECD verständigt hatten: Große Firmen sollen unabhängig von ihrem Sitz mindestens 15 Prozent Steuern zahlen. 

			Für Guzmán lag der Schwerpunkt seines Besuchs in Washington auf der prekären Schuldensituation seines Landes, das beim IWF mit 45 Milliarden Dollar in der Kreide steht. Das Gespräch des Wirtschaftsministers mit IWF-Chefin Kristalina Georgieva am Vortag der Tagung war ganz von dem Bemühen gekennzeichnet, neue Zahlungsbedingungen auszuhandeln. „Es war ein wertvolles Treffen, um eine unhaltbare Schuldenbelastung zu lösen“, so Guzmán. Auch Georgieva äußerte sich zuversichtlich, dass man auf gutem Weg sei, eine dauerhafte wie nachhaltige Lösung für Argentinien zu finden. 2018, während der Regierungszeit von Ex-Präsident Mauricio Macri, hatte das Land einen Rekordkredit vom IWF erhalten, dessen Rückzahlung das von Wirtschaftskrise und Pandemie geschwächte Land überfordert. 
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			„Je mehr Dollar-Schulden man hat, desto weniger Möglichkeiten der wirtschaftlichen Expansion besitzt man“, so Guzmán. Das Fehlen von Dollars bedeute weniger Wachstum und mehr Inflation, beschreibt der Wirtschaftsminister die Situation seines Landes. Die Lösung  bestehe in einem neuen Abkommen mit dem IWF, das Argentinien in die Lage setzt, den Schuldendienst refinanzieren zu können.

			Einen Erfolg konnte Guzmán auf jeden Fall verbuchen: Die G20-Finanzminister verständigten sich auf eine Forderung an den IWF, seine Zusatzgebühren auf den Prüfstand zu stellen, die der Fonds seinen Schuldnern auferlegt. Eine Forderung, für die sich die argentinische Regierung stark gemacht hatte.
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			“Pandora Papers”: Ermittlungen gegen Chiles Präsidenten

			Piñera werden Korruption und Steuervergehen vorgeworfen
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			Chilean President Sebastian Piñera. (Foto: dpa)

			Santiago de Chile (dpa) - Der chilenische Generalstaatsanwalt Jorge Abbott hat nach den Veröffentlichungen aus den “Pandora Papers” Ermittlungen gegen Präsident Sebastián Piñera angeordnet. Piñera werden Korruption und Steuervergehen im Zusammenhang mit dem Kauf und Verkauf der Mine “Minera Dominga” im Norden Chiles vorgeworfen, wie aus einer Mitteilung der Staatsanwaltschaft vom vergangenen Freitag hervorgeht. “Ich habe volles Vertrauen, dass die Justiz, wie sie es bereits getan hat, bestätigen wird, dass es keine Unregelmäßigkeiten gab und dass ich völlig unschuldig bin”, sagte Piñera erneut.
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			Die Enthüllungen der “Pandora Papers”, wonach die Familie von Sebastián Piñera 2010 einen Teil des millionenschweren Geschäfts mit “Minera Dominga” auf den britischen Jungferninseln getätigt habe, hatten in Chile Aufregung verursacht. Die Abschlusszahlung für den Verkauf der Mine an eine befreundete Familie soll demnach von der Weigerung der Regierung - damals unter Präsident Piñera - abgehangen haben, die Gegend im Norden Chiles zum Naturschutzgebiet zu erklären. Piñera hatte eine Beteiligung an Geschäften mit dem umstrittenen Bergbauprojekt über die Virgin Islands bestritten.

			“Über den Verkauf von “Minera Dominga” 2010 bin ich weder informiert noch dabei konsultiert worden”, hatte Piñera gesagt. Die Fakten in den Berichten seien nicht neu. “Sie wurden 2017 öffentlich bekannt, von der Staatsanwaltschaft untersucht und von den Gerichten 2017 aufgeklärt.” Demnach lag nach Piñeras Darstellung keine Straftat vor.

			Ein internationales Journalistenkonsortium hatte am Sonntag geheim gehaltene Geschäfte Hunderter Milliardäre, Politiker, Religionsführer und Drogenhändler veröffentlicht. Darunter befanden sich auch drei lateinamerikanische Präsidenten. Die sogenannten Pandora Papers beruhen nach Angaben des Konsortiums auf fast zwölf Millionen Dokumenten aus 14 Unternehmen weltweit.
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			Kontinent in Kürze

			CHILE

			Welle der Gewalt

			Santiago de Chile - Angesicht einer Welle der Gewalt hat die chilenische Regierung im Süden des Landes den Notstand ausgerufen. Damit dürfen die Streitkräfte in den kommenden zwei Wochen die Polizei in den Provinzen Biobío, Arauco, Malleco und Cautín unterstützen, wie Präsident Sebastián Piñera am Dienstag sagte. Soldaten sollen in der Region nun logistische Hilfe leisten und die Polizei bei Patrouillen begleiten. „Dieser verfassungsmäßige Ausnahmezustand dient der besseren Bekämpfung von Terrorismus, Drogenhandel und organisierter Kriminalität und richtet sich in keinem Fall gegen ein Volk oder eine Gruppe friedlicher Bürger“, sagte der Staatschef.

			GUATEMALA 

			Migranten aus Container befreit 

			Nueva Concepción - In einem verlassenen Lastwagen-Anhänger an einem Straßenrand in Guatemala sind 126 Migranten entdeckt worden. Polizisten hörten Schreie und Klopfen aus dem Container und befreiten die Menschen, wie die Polizei des mittelamerikanischen Landes am Samstag mitteilte. Menschenschmuggler hätten die Migranten dort, an der Straße zwischen zwei Kleinstädten im Süden Guatemalas, im Stich gelassen, hieß es. Es handelte sich demnach um 109 Haitianer sowie elf Menschen aus Nepal und neun aus Ghana. Sie seien in Herbergen der Einwanderungsbehörde gebracht worden.
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			BRASILIEN

			90 Jahre Christus-Statue 

			Rio de Janeiro - Rio hat den 90. Geburtstag der Cristo-Statue mit einer Messe in der Kathedrale von Rio de Janeiro gefeiert. Weil es in den vergangenen Tagen regnete, war der Gottesdienst von den Füßen der Statue auf dem Corcovado-Berg in das Gebäude verlegt worden, wie die brasilianische Nachrichtenagentur „Agência Brasil“ am Dienstag berichtete. Kardinal Orani João Tempesta nahm das Bild der Wolken, die die Christusstatue zuletzt umhüllten, in seiner Predigt demnach auf. „In dieser Zeit der Pandemie, in der wir bereits mit Optimismus, mit Vertrauen in die Impfung in die Zukunft blicken, wollen wir auch die dunklen Wolken des vergangenen Jahres sehen“, sagte er.

			BRASILIEN 

			Mehr als 600.000 Corona-Tote

			Brasília - Brasilien hat die Marke von 600.000 Corona-Toten überschritten. Seit Beginn der Pandemie sind 600.425 Menschen im Zusammenhang mit Covid-19 gestorben, wie aus Daten des Gesundheitsministeriums in Brasília am Freitagabend hervorgeht. Nur in den USA wurden bislang mehr Tote als in Brasilien registriert. Am Tag kommen in Brasilien derzeit rund 500 Tote dazu.
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			HAITI 

			Über 10.000 Haitianer rückgeführt

			Port-au-Prince - Mehr als 10 000 haitianische Migranten sind binnen weniger als einem Monat in ihre Heimat zurückgeschickt worden. Allein aus den USA wurden 7621 Menschen seit dem 19. September zurück in den armen Karibikstaat geflogen, wie die UN-Organisation für Migration (IOM) am Montag mitteilte. Zudem wurden unter anderem aus Kuba 1194 Haitianer und von den Bahamas 797 zurückgeschickt. 19 Prozent aller Zurückgeschickten seien Kinder.

			USA / MEXIKO 

			Neue Zusammenarbeit 

			Mexiko-Stadt - Nach einigen Unstimmigkeiten haben die USA und Mexiko eine neue Vereinbarung über Zusammenarbeit vor allem in Sicherheitsfragen getroffen. Bei einem Besuch des US-Außenministers Antony Blinken sowie des Justiz- und des Heimatschutzministers der USA in Mexiko-Stadt zu Sicherheitsgesprächen gaben die Nachbarländer am Freitag eine gemeinsame Erklärung ab. Demnach wollen sie zusammen unter anderem das organisierte Verbrechen und die Drogenabhängigkeit bekämpfen sowie jungen Menschen Alternativen bieten.

			BRASILIEN

			Pilgerfahrt

			São Paulo - Mehr als 15 000 Brasilianer sind in den vergangenen Tagen in Richtung des Wallfahrtsortes Aparecida gepilgert. Dies berichtete das Nachrichtenportal „G1“ unter Berufung auf die Verwaltung der Bundesstraße „Presidente Dutra“, die durch Teile der Bundesstaaten Rio de Janeiro und São Paulo führt, am Montag. Der 12. Oktober ist in Brasilien Feiertag zu Ehren der Schutzheiligen des Landes. (dpa/mc)
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			Wahlniederlage für Babis

			Tschechien vor möglichem Machtwechsel
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			Hat die Wahl verloren: Der tschechische Regierungschef Andrej Babis. (Foto: dpa)

			Prag (dpa) - Die liberal-konservative Opposition hat bei der Parlamentswahl in Tschechien überraschend eine klare Mehrheit der Sitze erzielt. In dem EU-Mitgliedstaat könnte es nun zu einem Machtwechsel kommen. Der populistische Regierungschef Andrej Babis musste am Samstag seine Niederlage einräumen. Der Multimilliardär, der wegen einer Finanzaffäre unter Druck geraten war, gratulierte seinem Kontrahenten Petr Fiala zu einem „tollen Endspurt“. Den Auftrag zur Regierungsbildung könnte Babis dennoch bekommen.

			Fialas konservatives Wahlbündnis Spolu (Gemeinsam) erhielt bei der Wahl die meisten Stimmen. „Der Wechsel ist da, wir sind der Wechsel“, sagte Fiala, der Anspruch auf die Bildung einer Mehrheitsregierung erhob. Der 57 Jahre alte frühere Hochschulrektor gilt als angesehener Akademiker und könnte Tschechien näher an Brüssel rücken, obgleich er gegen den Euro ist. Das Land übernimmt in der zweiten Jahreshälfte 2022 die EU-Ratspräsidentschaft.
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			Vieles hängt nun davon ab, wem Präsident Milos Zeman den Auftrag zur Regierungsbildung erteilt. Der 77-Jährige hatte in der Vergangenheit mehrmals betont, er werde keiner Koalition, sondern der stärksten Einzelpartei den ersten Regierungsauftrag geben. Das wäre die populistische ANO von Babis, da Spolu aus drei Parteien (ODS, TOP09 und KDU-CSL) besteht. Es droht eine langwierige Pattsituation.

			Die ANO von Babis kam nach dem vorläufigen amtlichen Endergebnis auf 27,1 Prozent der Stimmen und 72 Sitze. Zwei Oppositionsbündnisse sicherten sich zusammen 108 der 200 Sitze im Abgeordnetenhaus und wollen gemeinsam regieren. Spolu lag bei 27,8 Prozent der Stimmen, die Allianz aus Piraten- und Bürgermeisterpartei bei 15,6 Prozent.

			In einer Mitteilung vom Sonntag gratulierte Präsident Zeman allen Siegern der Wahl – „unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu politischen Parteien“. Am Vormittag empfing er Babis zu einem 45-minütigen Gespräch auf Schloss Lany bei Prag. Es gab anschließend keinen Kommentar. Kurz darauf wurde Zeman nach Angaben der Agentur CTK mit einem Krankenwagen in eine Klinik gebracht. Der Gesundheitszustand des Staatsoberhaupts gibt seit Wochen Anlass zu großer Sorge.

			[image: ]

			Die Wahlbeteiligung lag diesmal bei rund 65 Prozent - deutlich mehr als beim Urnengang vor vier Jahren. In Prag wählten besonders viele jungen Menschen. Ein Debakel erlebten die bisherigen Partner der Babis-Partei: Die Sozialdemokraten (CSSD), die mit ihr koalieren, und die Kommunisten, die die bisherige Regierung tolerieren, scheiterten an der Fünf-Prozent-Hürde. Beide Parteispitzen erklärten ihren Rücktritt.

			Im Parlament werden nun nur noch vier Parteien vertreten sein. Die rechte Freiheit und direkte Demokratie, die gegen Migranten, Muslime, die EU und die Nato wettert, kam auf knapp zehn Prozent der Stimmen. Auch Babis hatte sich im Wahlkampf an der Seite seines ungarischen Kollegen Viktor Orban als Kämpfer gegen Migration präsentiert. Nach Einschätzung von Beobachtern könnten ihm moderate Wähler die nationalistischen Töne übelgenommen haben.

			[image: ]

		

	
		
			Internationale Politik

			[image: ]

			Friedensnobelpreis für Journalisten

			Auszeichnung für Kampf für die Meinungsfreiheit
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			Die Vorsitzende des norwegischen Nobelkomitees, Berit Reiss-Andersen, zeigt Fotos der diesjährigen Preisträger. (Foto: dpa)

			Oslo (dpa) - Die beiden Journalisten Maria Ressa und Dmitri Muratow erhalten in diesem Jahr den Friedensnobelpreis. Das gab das norwegische Nobelkomitee am Freitag bekannt. Die Philippinerin und der Russe bekommen den Preis für ihre Bemühungen um die Wahrung der freien Meinungsäußerung, die eine Voraussetzung für Demokratie und dauerhaften Frieden sei, sagte die Vorsitzende des Komitees, Berit Reiss-Andersen, bei der Bekanntgabe in Oslo. Mit der Auszeichnung von Ressa und Muratow solle die Bedeutung des Schutzes der Meinungs- und Pressefreiheit für Demokratie und Frieden unterstrichen werden.

			Die beiden Heimatländer der Preisträger, die von Staatschef Rodrigo Duterte regierten Philippinen und das Russland von Kremlchef Wladimir Putin, sind alles andere als Musterländer der Pressefreiheit. Dass das Nobelkomitee gerade Journalisten aus diesen Ländern auszeichnet, ist aber auch als Signal darüber hinaus zu verstehen.
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			„Frau Ressa und Herr Muratow erhalten den Friedenspreis für ihren mutigen Kampf für die freie Meinungsäußerung auf den Philippinen und in Russland“, hieß es vom Nobelkomitee zwar zum einen. „Gleichzeitig sind sie Vertreter aller Journalisten, die für dieses Ideal in einer Welt eintreten, in der Demokratie und Pressefreiheit immer widrigeren Bedingungen begegnen.“

			Die mehrfach ausgezeichnete Ressa aus Manila ist Chefredakteurin des Online-Nachrichtenportals Rappler. Die 58-Jährige gilt als scharfe Kritikerin von Präsident Duterte, sie wurde immer wieder verhaftet. Vergangenes Jahr war sie in einem Verleumdungsprozess zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden. Sie ging in Berufung und ist auf Kaution auf freiem Fuß. Das US-Magazin „Time“ hatte sie 2018 zusammen mit anderen Journalisten zur „Person des Jahres“ gekürt.

			Dmitri Muratow ist Chefredakteur der kremlkritischen Zeitung „Nowaja Gaseta“. Der 59-Jährige, der schon als Oppositioneller für die liberale Partei Jabloko an Wahlen teilgenommen hatte, hatte sich zuletzt auch mit der Demokratiebewegung in Belarus solidarisiert. Er kritisierte in der Vergangenheit öffentlich die Politik des Kreml auf der von Russland 2014 annektierten Schwarzmeer-Halbinsel Krim. Russland hat damit zwei Friedensnobelpreisträger. Der 90 Jahre alte Michail Gorbatschow erhielt den Preis 1990 und ist heute auch Miteigentümer der kremlkritischen Zeitung „Nowaja Gaseta“.
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			Das Nobelkomitee schafft mit seiner Auswahl einen Spagat: Zum einen war vermutet worden, dass es diesmal einen Preis für die Freiheit von Medienschaffenden geben könnte. Zum anderen kürt das Komitee zwei Preisträger, die zuvor nicht zum engeren Favoritenkreis gezählt hatten. Vor allem Organisationen wie die Reporter ohne Grenzen und das Komitee zum Schutz von Journalisten (CPJ) hatten vorab zu den Favoriten gezählt.

			Dotiert sind die Auszeichnungen in diesem Jahr erneut mit zehn Millionen schwedischen Kronen (rund 980.000 Euro) pro Kategorie. Ressa ist in diesem Jahr die bislang einzige Frau unter den Preisträgern. Verliehen werden alle Nobelpreise am 10. Dezember.
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			Weltnachrichten

			NORDKOREA

			Drogenlabor

			Seoul - Nordkorea soll nach Angaben eines Überläufers jahrelang mit staatlich organisiertem Drogenhandel Devisen für die Herrscherfamilie Kim beschafft haben. Er sei der 1990er Jahre mit der Aufgabe betreut worden, „revolutionäre Gelder“ für den damaligen Machthaber Kim Jong Il zu beschaffen, sagte der Mann der BBC. Das bedeute Drogengelder. Der Mann, der unter dem Pseudonym Kim Kug Song erstmals in der Öffentlichkeit auftrat, soll jahrelang für den nordkoreanischen Geheimdienst gearbeitet haben und nun für den südkoreanischen Geheimdienst tätig sein. Seine Aussagen über staatlich betriebene Drogenlabore in Nordkorea können nicht unabhängig überprüft werden, doch sie decken sich mit den Angaben anderer nordkoreanischer Überläufer.

			NORWEGEN

			Gewalttat

			Kongsberg - Nach der Gewalttat mit fünf Toten und zwei Verletzten in der norwegischen Kleinstadt Kongsberg geht die Polizei inzwischen von einem terroristischen Hintergrund aus. „Die Vorfälle in Kongsberg erscheinen derzeit als terroristischer Akt“, hieß es in einer Mitteilung des Sicherheitsdiensts der norwegischen Polizei am Donnerstag. Ermittlungen zu den genaueren Hintergründen liefen jedoch derzeit noch, hieß es weiter. Der Mann soll am Mittwochabend in der Innenstadt von Kongsberg zahlreiche Menschen mit mehreren Waffen, darunter auch Pfeil und Bogen, angegriffen haben. Fünf Menschen wurden getötet, vier Frauen und ein Mann. Nach Angaben der Polizei sind die Opfer im Alter zwischen 50 und 70 Jahren.

			POLEN

			Grenzpläne

			Warschau - Polen will seine Grenze zu Belarus dauerhaft befestigen. Hintergrund ist der wachsende Andrang von Migranten aus Krisengebieten, die über Belarus illegal in die EU einreisen wollen. Geplant sei der Bau einer „soliden, hohen Barriere, die mit einem Überwachungssystem und Bewegungsmeldern“ ausgerüstet werde, sagte Innenminister Mariusz Kaminski über das Projekt, das die Regierung am Dienstagabend verabschiedet hat. Es muss nun noch vom Parlament gebilligt werden. Dort hat die nationalkonservative Regierungspartei PiS zwar keine Mehrheit mehr, ein positives Votum ist aber dennoch wahrscheinlich. Die Regierung in Warschau beschuldigt den belarussischen Machthaber Alexander Lukaschenko, in organisierter Form Flüchtlinge aus Krisenregionen an die EU-Außengrenze zu bringen.
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			NORWEGEN

			Neue Regierung

			Oslo - Überschattet von dem tödlichen Angriff in Kongsberg hat der neue Regierungschef in Norwegen, der Sozialdemokrat Jonas Gahr Støre, am Donnerstag sein Amt angetreten. Nach dem Wahlsieg seiner Partei im September übernahm er den Posten des Ministerpräsidenten von der Konservativen Erna Solberg, die das Land acht Jahre regiert hatte. Die Arbeiterpartei bildet zusammen mit der Zentrumspartei eine Minderheitsregierung. Das bedeutet, dass sie sowohl beim Haushalt als auch bei Gesetzesvorhaben auf die Unterstützung anderer Parteien im Parlament angewiesen ist. Insgesamt besteht das Kabinett von Støre aus acht Ministern und zehn Ministerinnen. Das Durchschnittsalter ist 46 Jahre. Zwei von ihnen sind Überlebende des Terrorangriffs auf Utøya 2011.

			UNGARN

			Rücktritt

			Budapest - Nach seinem schlechten Abschneiden bei der oppositionsinternen Vorwahl in Ungarn ist der Vorsitzende der liberalen Momentum-Partei, Andras Fekete-Györ, zurückgetreten. „Die Delegiertenversammlung der Momentum-Bewegung hat mir im Lichte meines Ergebnisses bei der Vorwahl um die Spitzenkandidatur (der Opposition bei der Parlamentswahl 2022) das Vertrauen entzogen“, schrieb Fekete-Györ in der Nacht zum Montag auf seiner Facebook-Seite. In der ersten Runde der Oppositions-Vorwahl war er mit nur drei Prozent der Stimmen auf dem letzten Platz gelandet. Die Opposition in Ungarn will bei den nächsten Wahlen mit einer gemeinsamen Liste, gemeinsamen Direktkandidaten und einem gemeinsamen Spitzenkandidaten antreten. Am Sonntag begann die zweite Runde der Vorwahl zur Ermittlung jenes Politikers, der im Frühjahr 2022 Ministerpräsident Viktor Orban herausfordern wird.

			USA

			Schuldengrenze

			Washington - Mit der Zustimmung des Repräsentantenhauses zu einer Erhöhung der Schuldenobergrenze ist ein drohender Zahlungsausfall der US-Regierung vorübergehend abgewendet. Die Parlamentskammer schloss sich am Dienstagabend (Ortszeit) mit der Mehrheit der Demokraten einer entsprechenden Vorlage des Senats aus der vergangenen Woche an. Damit soll die Schuldengrenze um 480 Milliarden US-Dollar (knapp 416 Milliarden Euro) erhöht werden, um der Regierung zumindest bis Anfang Dezember finanziellen Spielraum zu geben. US-Präsident Joe Biden muss das Gesetz noch unterzeichnen. Ein drohender Zahlungsausfall, der wohl katastrophale wirtschaftliche Folgen hätte, ist damit nur aufgeschoben. Eine Einigung, wie es ab Dezember weitergehen soll, ist bislang noch nicht in Sicht. (dpa)

			[image: ]

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: ]

			Geschäftsnachrichten

			Indumentaria Catamarca

			In der Vorwoche wurde eine 2019 geschlossene Textilfabrik in Catamarca unter obigem Namen von fünf lokalen Textilfirmen wieder in Gang gesetzt. Es handelt sich um die Fabrikanten von Produkten folgender Marken: Gepetto, Azzaro, Grisino, und Jazmin Chobar. Zunächst sollen $ 80 Mio. investiert werden, denen nächstes Jahr $ 200 Mio. hinzukommen. Die Fabrik erzeugt schon 30.000 Textilstücke pro Monat, und es ist vorgesehen, noch in diesem Jahr 90.000 zu erreichen.

			Sales de Jujuy

			Dieses Unternehmen, das Lithium ausbeutet und exportiert, und auf dem Riesenlager von Olaroz, im Hochplateau von Jujuy, tätig ist, beschäftigt an die tausend Menschen und befindet sich in einer neuen Expansionsphase. Zunächst werden durch ein Verdunstungsverfahren 50 Tonnen Lithiumkarbonat pro Tag gewonnen, die dann in einer besonderen Anlage behandelt werden, und schließlich für den Export zubereitet werden. Die Kapazität soll von jetzt 17.500 Jato auf 42.500 Jato erhöht werden, zu welchem Zweck u$s 291 Mio. investiert werden sollen, von denen u$s 180 Mio. mit einem Kredit der japanischen Mitsuho Bank beigetragen werden. Die Firma gehört zu 66,5% der australischen Oro Cobre, zu 25% der japanischen Toyota und zu 8,5% der Firma Jemse, die der Provinzverwaltung von Jujuy gehört. Lithium ist besonders für Hochleistungsbatterien begehrt, wird aber auch für andere Zwecke eingesetzt.
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			Pirelli

			Die lokale Tochtergesellschaft dieser italienischen Reifenfabrik gab eine Investition von u$s 10 Mio. bekannt, die für die Fabrikation von Motorradreifen bestimmt sei. Die lokale Fabrikation dieser Reifen ist schon vor 6 Monaten aufgenommen worden, mit insgesamt 250.000 erzeugten Einheiten. Zunächst soll der Erneuerungsmarkt bedient werden, in Zukunft dann auch der der Fabrikanten von Motorrädern. 2022 soll dann auch der Export dieser Reifen aufgenommen werden. Es wird eine Produktion von 450.000 Einheiten pro Jahr angepeilt, von denen die Hälfte exportiert werden sollen.

			Aluar

			Die Regierung hat mit diesem Unternehmen, das eine große Aluminiumanlage in Puerto Madryn, Provinz Chubut, betreibt, einen Absichtsbrief unterzeichnet, der sich auf Erweiterung der Aluminiumproduktion um 106.000 Jato und zusätzliche Exporte von u$s 250 Mio. jährlich bezieht. 

			Dow Chemical

			Diese Firma hat ihren Beschluss, ihr Polyurethanfabrik in San Lorenzo, bei Rosario, zu schließen, rückgängig gemacht. Die Entscheidung wurde nach einem Treffen mit Produktionsminister Matías Kulfas und Gouverneur Omar Perotti mit dem Präsidenten von Dow für Lateinamerika, Javier Constante, getroffen. Angeblich hat sich Perotti verpflichtet, ein steuerliches Problem der Firma zu lösen.
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